
sung strengstens verpflichtet, diese Vorschriften strikt zu befolgen. Die Verbrauchssät¬
ze für Strom wurden in der Folgezeit mehrfach geändert52 . Bei den Strafen für Über¬
schreitung des zugestandenen Stromkontingents erfolgte eine drastische Verschärfung.
Wer zum zweitenmal über 10% Mehrverbrauch pro Monat aufwies, hatte eine Zu¬

schlagsgebühr in einhundertfacher Höhe der Normalgebühr je kWh zu zahlen, erhielt
für 30 Tage keinen Strom und eine Gefängnisstrafe von bis zu drei Monaten, an deren
Stelle Geldstrafe nicht zulässig war53 .
Ausgenommen von der Kontingentierung wurden bald die für den Wiederaufbau
wichtigen Gewerbebetriebe wie Bauunternehmungen, Bauschreinereien und -Schlos¬

sereien, Dreschereien und Mühlenbetriebe, Hersteller von Eisenbahnmaterial, aber
auch öffentliche, sanitäre und kirchliche Einrichtungen. Der größte Teil der gewerbli¬
chen Abnehmer blieb aber weiterhin auf 40-50% seines Verbrauches von 1942/43 be¬

schränkt. Infolge der Stromeinsparungsmaßnahmen stellten sich rasch vielfältige Ver¬
suche der Bestechung und sonstiger Einflußnahme auf die Zählerableser ein, weshalb
auch diese Personengruppe unter schwere Strafandrohungen gestellt wurde. Trotzdem
blieb die „Bezahlung“ von Mehrverbrauch durch Lebensmittel, die besonders knapp
waren, an der Tagesordnung. Die bürokratisch-pedantischen Vorschriften über Strom¬
kontingentierung ließen, so notwendig sie sicherlich in der Anfangszeit waren, aber
auch das Gefühl für die Bedürfnisse der Praxis vermissen. So versuchte die VSE bei¬

spielsweise mehrfach vergeblich, den Administrateur Général davon zu überzeugen,
daß der Übergang von Einzel- auf Globalkontingente wesentlich effizenter gewesen
wäre. Es hatte sich herausgestellt, daß besonders in den links der Saar gelegenen, nach
dem Krieg weniger dicht als früher bewohnten Gemeinden die Kontingente nicht voll
ausgenutzt werden konnten, während in den anderen Teilen des Versorgungsgebietes,
die eine höhere Bevölkerungsdichte als vor dem Krieg aufwiesen, die zugeteilten Ver¬

brauchsmengen immer wieder überschritten wurden. Die für die B-Gemeinden bewil¬
ligten Kontingente wurden dort nur zu etwa 75% genutzt, der Rest durfte jedoch nicht
an anderen Orten eingesetzt werden54

. Wie immer wieder bei staatlich verordneten
Einschränkungsmaßnahmen zu beobachten war, stand auch der Kontrollaufwand in
keinem Verhältnis zu den Einnahmen. So verfügte die VSE beispielsweise Strafen in
Höhe von 80 Millionen FF (nach Umstellung derWährung) und zog rund 500.000 FF
ein, wovon 300.000 FF an die Regierungshauptkasse abgeführt wurden. Die restlichen
der VSE zustehenden 200.000 FF konnten bei weitem nicht die etwa 1,5 Millionen FF
Unkosten für Kontroll- und Verbuchungsmaßnahmen decken55 . Als Folge wurden
die Kontingentierungsbestimmungen — wie etwa in Frankreich auch — immer locke¬
rer gehandhabt und verloren ihren ursprünglichen Sinn. Eine Entspannung der Situa¬
tion trat auch dadurch ein, daß ab Herbst 1947 auf Veranlassung des Betreuungs¬
offiziers der VSE davon Abstand genommen wurde, den durch die Kontrollrats-
bestimmungen nicht kontingentierten Verbrauch der Wasserwerke, Mühlen usw. im
Saarland weiterhin zu beschränken 56

. Aber auch im Jahre 1950 bestanden immer

52 Bspw. durch Kontrollratsgesetz Nr. 19 v. 15.04.1946 (Änderung des Gesetzes Nr. 7 v.
03.11.1945), vgl. LA Sbr. MW 585, 04.09.1946.

53 Ebd.
54 VSE-AHV, Aufsichtsratssitzung v. 23.05.1946.
55 LA Sbr. MW 614, 02.11.1948.
56 VSE-AHV, Aufsichtsratssitzung v. 30.09.1947.
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